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(4) Die vergleichbaren alten Preise sind auf Grund 
der in Preisanordnungen und Preiskatalogen aufge­
führten Preise, nach Preislisten, Preiskarteiblättern, 
betrieblichen Preislisten oder auf Grund von anderen 
Belegen durch die Lieferbetriebe zu ermitteln.

(5) Soweit die Ermittlung der vergleichbaren alten 
Preise nach Abs. 4 nicht möglich ist, sind die Betriebe 
berechtigt,
— zur Ermittlung der vergleichbaren alten Preise Ko­

effizienten anzuwenden, die auf die neuen Preise 
zu beziehen sind. Diese Koeffizienten sind auf der 
Grundlage der durchschnittlichen planmäßigen 
Preisentwicklung des Teilsortiments, Sortiments 
oder der Erzeugnisgruppe zu ermitteln. Für die er­
mittelten Koeffizienten besteht Nachweispflicht

— die vergleichbaren alten Preise unter Anwendung 
von Teilpreisen und sonstigen Preisnormativen oder 
durch Kalkulation nach dem Stand vom 31. Dezem­
ber 1968 zu ermitteln. Die Anwendung dieser Errech­
nungsverfahren sollte auf solche Fälle beschränkt 
werden, bei denen die Ermittlung der vergleichbaren 
alten Preise durch Koeffizienten zu ökonomisch 
falschen Aussagen führen würde. Die Ermittlung der 
vergleichbaren alten Preise ist von Lieferbetrieben 
eigenverantwortlich unter Beachtung der zweig­
spezifischen Besonderheiten vorzunehmen.

(6) Vergleichbare Betriebspreise nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1968 sind von den Lieferbetrieben 
nur in den Fällen gesondert zu ermitteln, in denen 
entsprechend den preisrechtlichen Bestimmungen die 
Betriebspreise von den Industrieabgabepreisen ab­
weichen.

(7) Die für die Prüfung und Koordinierung von 
Preisanträgen zuständigen Organe (Preiskoordinierungs­
organe) sind berechtigt, für die Ermittlung vergleich­
barer alter Preise nach Absätzen 5 und 6 einheitliche 
Methoden festzulegen.

(8) Soweit auf Grund staatlicher Weisungen gegen- 
, über bestimmten Abnehmergruppen besondere Preise

angewendet werden, gelten diese Weisungen weiterhin. 
Hierunter fallen insbesondere Preise solcher Industrie­
waren und Leistungen, für die entsprechend dem Be­
schluß vom 31. Juli 1968 über Maßnahmen zur weite­
ren Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozia­
lismus in der Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt­
schaft in den Jahren 1969 1970 — Auszug — (GBl. II 
S. 711)

— bei Lieferungen und Leistungen an die Betriebe der 
Landwirtschaft Preise anzuwenden sind, die von 
dem allgemein verbindlichen Stand abweichen und 
bei denen bereits bisher eine Regulierung von Preis­
differenzen durch Preisausgleiche erfolgte oder

— ausdrücklich festgelegt wurde, daß die Industrie­
preise für die Betriebe der Landwirtschaft nach dem 
Stand vom 1. Januar 1969 oder 1. Januar 1970 anzu­
wenden sind.

Hierunter fallen ferner Lieferungen und Leistungen 
der Industriebetriebe, des Produktionsmittelhandels 
oder der Einkaufs- und Liefergenossenschaften des 
Handwerks unmittelbar an das individuelle Handwerk 
oder an Betriebe der Kleinindustrie, soweit auf Grund 
verbindlicher Weisungen festgelegt wurde, daß ein an­
derer als der allgemein verbindliche Preisstand gegen­

über diesen Abnehmern anzuwenden ist und bereits 
bisher die Regulierung der Preisdifferenzen durch 
Preisausgleiche erfolgt. In diesen Fällen erfolgt der 
Nachweis der Differenzen zwischen den Industrieprei­
sen nach dem Stand vom 1. Januar 1970 und 31. Dezem­
ber 1968 bei den Herstellerbetrieben statistisch.

§ 5

(1) Bei Lieferung von Erzeugnissen der in der An­
lage 2 zu dieser Anordnung aufgeführten Erzeugnis­
positionen mit umfangreichem Sortiment und gering­
fügigen Industriepreisänderungen entfällt die Angabe 
der vergleichbaren alten Preise durch die Lieferbetriebe 
in den Rechnungsdokumenten.

(2) Für Betriebe des Produktionsmittelhandels kann 
festgelegt werden, daß
— für Teilsortimente oder Sortimente mit geringfügi­

gen Änderungen der Großhandelsabgabepreise oder
— bei Lieferungen von kleinen Mengen

der gesonderte Ausweis des alten vergleichbaren Prei­
ses in den Rechnungsdokumenten entfällt. Die zustän­
digen Minister treffen die hierzu erforderlichen Rege­
lungen.

(3) Für Einkaufs- und Liefergenoseenschaftem dies 
Handwerks entfällt für den Teil der Lieferungen an 
Betriebe des individuellen Handwerks und der Klein­
industrie grundsätzlich der Ausweis des alten Preises 
in den Rechnungsdokumenten. Soweit die Angabe in 
den Fällen des § 4 Abs. 8 bereits bisher zur Durch­
führung von Preisausgleichen erforderlich war, ver­
bleibt es dabei.

(4) Die Lieferbetriebe haben, auch wenn sie gemäß 
Absätzen 1 bis 3 den Abnehmerbetrieben keine Indu­
striepreisänderungen in Rechnungsdokumenten mittei- 
len, diese Industriepreisänderungen bei der Ermittlung 
der finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Staat 
zu berücksichtigen.

Nachweis von Industriepreisänderungen durch 
die Abnehmerbetriebe

§ 6
(1) Ausgehend von den für die Jahre 1969 und 1970 

gültigen Systemregelungen, die eine unmittelbare Ver­
bindung der Industriepreisänderungen mu der Gewinn­
abführung der Betriebe an den Staatshaushalt vor­
sehen, sind bei den Abnehmerbetrieben die durch die 
Lieferbetriebe in den Rechnungsdokumenten ausgewie­
senen Industriepreisänderungen für die tatsächlichen 
Lieferungen und Leistungen nachzuweisen. Das gilt 
unabhängig davon, ob es sich um Industriepreisände­
rungen für bezogenes Material, für Investitionsgüter 
und -leistungen oder für sonstige Lieferungen und 
Leistungen handelt.

(2) Als Industriepreisänderungen für die Abnehmer­
betriebe gelten Änderungen der Industrieabgabepreise, 
Großhandelsabgabepreise oder Betriebspreise (sofern 
die Lieferungen zu Betriebspreisen erfolgen) für be­
zogene Erzeugnisse oder Leistungen einschließlich der 
Änderungen der Industriepreise

— der von Generalauftragnehmern bzw. Hauptauf­
tragnehmern für Investitionen bezogenen Erzeug­
nisse und Leistungen und


